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Abkiirzungsverzeichnis

BUWAL Bundesamt fir Umwelt, Wald und Landschaft

EFTA Européische Freihandelsassoziation

WTO Welthandelsorganisation

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

BAG Bundesamt fir Gesundheit

SNB Schweizerische Nationalbank

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Européische Union

WHO World Health Organization

EDOB Eidgendssischer Datenschutz- und Offentlichkeitsbeauftragter

BIP Bruttoinlandsprodukt

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

AIA Automatischer Informationsaustausch

EDA Eidgendssisches Departement flr auswartige Angelegenheiten

ETHL Eidgendssische Technische Hochschule Lausanne

WBF Eidgendssisches Departement fur Wirtschaft, Bildung und Forschung

EG Européaische Gemeinschaft

SIS Schengener Informationssystem

Gu$S Gemeinschaft Unabhangiger Staaten

OPEC Organisation erddlexportierender Lander

MCAA Multilateral Competent Authority Agreement

AIAG Bundesgesetz Uber den internationalen automatischen
Informationsaustausch in Steuersachen

ETHZ Eidgendssische Technische Hochschule Zurich

EMD Eidgendssisches Militardepartement,
heute: Eidgendssisches Departement fir Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport (VBS)

eu-LISA Europaische Agentur fir das Betriebsmanagement von IT-Grof3systemen
im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts

OFEFP Office fédéral de I'environnement, des foréts et du paysage

AELE Association européenne de libre-échange

oMC Organisation mondiale du commerce

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

OFSP Office fédéral de la santé publique

BNS Banque nationale suisse

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

OMS Organisation mondiale de la Santé

PFPDT Préposé fédéral a la protection des données et a la transparence

PIB Produit intérieur brut

EEE I'Espace économique européen

EAR Echange automatique de renseignements

DFAE Département fédéral des affaires étrangéres

EPFL Ecole polytechnique fédérale de Lausanne

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche

CE Communauté européenne

SIS Systeme d'information Schengen

CEl Communauté des Etats indépendants

OPEP Organisation des pays exportateurs de pétrole

MCAA Multilateral Competent Authority Agreement

LEAR Loi fédérale sur I'échange international automatique de renseignements
en matiere fiscale

EPFZ Ecole polytechnique fédérale de Zirich

DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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eu-LISA Agence européenne pour la gestion opérationnelle des systemes
d'information a grande échelle au sein de |'espace de liberté, de sécurité
et de justice
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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.04.2015
MARC BUHLMANN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.04.2020
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Stimmung in der Bevdlkerung

Gleich drei unterschiedliche international vergleichend angelegte Umfragen kamen
2015 zum Schluss, dass in der Schweiz die gltcklichsten Menschen leben. Bereits Ende
2014 erfasste das internationale Befragungsinstitut Gallup in zahlreichen Landern den
Anteil an gliicklichen Menschen. Im Vergleich zum Vorjahr hatte dieser in der Schweiz
leicht zugenommen: 73% aller rund 1000 Befragten gaben an, gllicklich zu sein. Ende
2013 hatte dieser Anteil noch bei 68% gelegen. Im Vergleich zu den Nachbarlandern
sind die Menschen in der Schweiz damit glicklicher. Die entsprechenden Anteile an
Personen, die angaben glicklich oder gar sehr glicklich zu sein, waren in Deutschland
(659%), Frankreich (43%) und Italien (41%) deutlich geringer.

Ein ahnliches Bild zeichnete eine Studie von Eurostat, dem Statistischen Amt der
Europaischen Union, die mehr als 350'000 Personen in Europa nach ihrer generellen
Lebenszufriedenheit befragte. Die am internationalen Tag des Glucks publizierte
Auswertung zeigt die mittlere Lebenszufriedenheit auf einer Skala von 0 (génzlich
unzufrieden) bis 10 (vollig zufrieden) pro Land. Erfasst wurden neben den 28
Mitgliedstaaten auch Serbien, Island, Norwegen und die Schweiz. Bei Letzterer
erreichte die mittlere Lebenszufriedenheit den héchsten Wert (8.0 Punkte), den neben
der Schweiz auch Déanemark, Finnland und Schweden erzielten. Schlusslichter bildeten
hier Serbien (4.9) und Bulgarien (5.8). Die mittlere Lebenszufriedenheit in der gesamten
EU wurde mit 7.1 ausgewiesen. Jungere Befragte zeigten sich insgesamt zufriedener als
altere. Die Lebenszufriedenheit scheint zudem mit einer guten Gesundheit und hohem
Einkommen einher zu gehen. Arbeitslose sind mit ihrem Leben hingegen weniger
zufrieden.

Mehr als 150 Lander waren schliesslich Gegenstand einer von der UNO angestossenen
Untersuchung, dem so genannten World Happiness Report, der eine Zusammenfassung
verschiedener nationaler und internationaler Befragungen zwischen 2012 und 2014
darstellt. Im internationalen Vergleich schneidet auch hier die Schweiz am Besten ab,
gefolgt von Island, Danemark und Norwegen. Der Uber 150 Seiten lange Report macht
unter anderem das BIP, die Lebenserwartung und die soziale Unterstitzung fur die
Erklarung von Glick - auch hier primar anhand der Lebenszufriedenheit gemessen -
verantwortlich. '

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Im Kampf gegen die Ausbreitung des Coronavirus setzten mehrere frih von der
Pandemie betroffene Lander, beispielsweise China, Singapur, Stdkorea oder Taiwan,
auf staatlich verordnetes Mobiltelefon-Tracking, damit die Behdrden den Standort
einer Person verfolgen und so einerseits die Einhaltung von Isolation und Quaranténe
Uberwachen und andererseits Passanten vor infizierten Personen warnen konnten.
Ende Marz berichtete die Presse, dass auch in der Schweiz das BAG Handydaten zur
Bewaltigung der Pandemie nutze. Im Fokus stand dabei jedoch nicht das
personalisierte Tracking, sondern die Auswertung anonymisierter Massendaten aus dem
Mobilfunknetz der Swisscom, um zu Uberprifen, ob sich die Bevdlkerung an das Verbot
von Ansammlungen von mehr als funf Personen im 6ffentlichen Raum hielt und wo sich
allenfalls zu grosse Menschenansammlungen bildeten. Auf Kritik aus Datenschutzkreisen
entgegnete das BAG in der Presse, die Daten liessen keine Rickschlisse auf einzelne
Personen zu und wurden nicht in Echtzeit verwendet, weshalb es sich nicht um eine
Uberwachung, sondern um eine verhéaltnismassige Massnahme handle.

Die permanente Mitverfolgung des Standorts aller Personen durch den Staat, mit der
einige asiatische Lander schnelle Erfolge in der Eindémmung der Pandemie erzielten,
war in Europa datenschutzrechtlich undenkbar. Ein paneuropéisches Konsortium von
130 Forschungseinrichtungen aus acht Landern, darunter auch die ETHZ und die EPFL,
das Anfang April in den Medien vorgestellt wurde, arbeitete daher an einer auf Europa
zugeschnittenen, die Privatsphére bewahrenden Lésung, um die Ruckverfolgung der
Kontakte infizierter Personen zu unterstutzen. Ziel war eine Smartphone-App zum
Proximity Tracing, d.h. zum Erkennen, welche Personen sich so nah waren, dass eine
Ubertragung des Coronavirus moglich gewesen ware. Die européische App setzte
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allerdings nicht auf die Standort-Lokalisierung der Nutzerinnen und Nutzer, sondern
auf eine extra zu diesem Zweck von Apple und Google gemeinsam entwickelte
Bluetooth-Schnittstelle. Uber Bluetooth soll die App andere Smartphones in einem
gewissen Umkreis erkennen, auf denen die Anwendung ebenfalls aktiviert ist, und diese
Kontakte anonym speichern. Eine positiv auf das Coronavirus getestete Person kann
dann Uber die App die registrierten Kontaktpersonen warnen, sodass sich diese
frihzeitig in Quarantane begeben und testen lassen kénnen. Fir den Bundesrat sei
diese Anwendung «interessant», wie Karin Keller-Sutter gegenliber dem Tages-Anzeiger
sagte. Man klére derzeit ab, wie dieses System in der Schweiz zum Einsatz kommen
kénnte und wie die Rechtslage aussehe. Aus Datenschutzsicht hielt EDOB Adrian
Lobsiger diesen Weg gemass Tages-Anzeiger flr «gangbar», solange das Herunterladen
der App freiwillig sei. Wie in den Medien erklart wurde, sammle das System keine
personalisierten Daten; vielmehr wirden die Kontakte flr eine begrenzte Zeit als
verschlisselte Codes abgespeichert.

Den beiden Schweizer Hochschulen erschien das europaische Projekt nach einiger Zeit
jedoch zu wenig transparent und sie befanden, es lege zu wenig Wert auf den Schutz
der Privatsphare. Mitte April zogen sie sich daher - wie auch einige weitere
Institutionen, die zum gleichen Schluss gekommen waren - daraus zurlck und
kiindigten an, stattdessen eine eigene Losung zu entwickeln, die im Gegensatz zum
européischen System keine Kontaktdaten sammle, sondern sie jeweils dezentral direkt
auf dem Smartphone speichere. So konne weder nachverfolgt werden, welche Personen
miteinander in Kontakt waren, noch welche sich infiziert und damit eine Warnung
ausgelost haben, selbst wenn die Server der App-Betreiber gehackt werden sollten,
erklarten die Medien. Auch der EDOB, das Nationale Zentrum fiir Cybersicherheit und
die Nationale Ethikkommission zeigten sich in der Presse zufrieden mit dem gewahlten
dezentralen Ansatz: Damit werde die Privatsphare bestmoglich geschutzt.

In seiner Medienkonferenz vom 29. April bestatigte der Bundesrat schliesslich, dass er
plane, der Bevolkerung zeitnah eine solche Corona-Warn-App zur Verfligung zu stellen;
diese werde derzeit von der ETHZ und der EPFL gemeinsam mit dem Bund entwickelt.
Weiter versicherte die Regierung, dass der Gebrauch der App freiwillig sein und sie nur
fur die Dauer der Krise eingesetzt werde. Bis anhin hatte sich der Bundesrat dazu nur
sehr zurtickhaltend gedussert, was in den Medien bereits flr Spekulationen gesorgt
hatte, weil vonseiten des BAG und der beteiligten Hochschulen bereits Tage zuvor ein
konkretes Datum kommuniziert worden war, an dem die App bereitstehen sollte.
Gleichzeitig erorterte die Presse viele noch offene Fragen zur geplanten Corona-Warn-
App. Vor dem Hintergrund einer Experteneinschatzung, wonach 60 Prozent der
Bevolkerung die App nutzen mussten, damit sie wirksam sei, wurde debattiert, ob die
Freiwilligkeit der richtige Weg sei. Dies wurde aus ethischen Grinden - namentlich,
weil ein App-Zwang einen inakzeptablen Eingriff in die persdnliche Selbstbestimmung
darstellte - grosstenteils bejaht, aber gleichzeitig anerkannt, dass eine so weit
verbreitete, freiwillige Verwendung der App eine grosse Akzeptanz und damit ein
grosses Vertrauen seitens der Bevolkerung voraussetze. Dieses Vertrauen basiere
seinerseits gerade auf der Freiwilligkeit und nur schon der geringste Anschein, der Staat
wolle die Menschen zur Benutzung der App dréngen, konnte es zerstéren, warnte etwa
die Zircher GLP-Nationalratin und Geschéaftsfuhrerin des IT-Verbandes Swico Judith
Bellaiche im Tages-Anzeiger. Gegen die App wurde indessen das Argument ins Feld
geflhrt, sie bringe nichts, weil sie das manuelle Contact Tracing nicht ersetzen kénne.
Dem widersprach der massgeblich an der Entwicklung der App beteiligte EPFL-
Epidemiologe Marcel Salathé nicht, erklarte aber gegenlber dem «Blick», dass die
Contact-Tracing-Stellen durch die App entscheidend entlastet werden kénnten und
dass jede Installation helfe, auch wenn weniger als 60 Prozent der Bevélkerung die App
nutzten.

Eine Mitte April im Auftrag der NZZ durchgefihrte Befragung, deren Ergebnisse die
Zeitung Anfang Mai publizierte, hatte ergeben, dass knapp drei Viertel der Schweizer
Bevolkerung sich bereit erklarten, eine Tracking-App zu installieren, wenn diese zur
Einddmmung des Coronavirus und damit zur Verkirzung des Lockdowns beitragen
kénnte. Dabei wirden die Befragten am ehesten eine App installieren, die vom
Bundesrat herausgegeben wirde - gut die Halfte erklarte sich dazu bereit -, wahrend
das BAG, die Kantone und andere vorgeschlagene Institutionen deutlich weniger
Vertrauen genossen. Bei den Bundesparlamentarierinnen und -parlamentariern, unter
denen die NZZ eine dhnliche Umfrage durchgeflhrt hatte, konnte sich ebenfalls gut die
Hélfte vorstellen, die Corona-App des Bundes zu installieren, wobei einzig in der
Grinen Fraktion klar die Skepsis Uberwog. Ein Obligatorium flr die Anwendung wurde
von den Parlamentarierinnen und Parlamentariern hingegen grossmehrheitlich
abgelehnt. ?
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le 3 juin 2016, le Conseil fédéral soumet aux chambres fédérales son message relatif a
|'approbation de I'échange de notes entre la Suisse et I'UE concernant la reprise du
réglement (UE) n° 515/2014 (Développement de I’acquis de Schengen. Création du
Fonds pour la sécurité intérieure).

En avril 2014, le Parlement européen et le Conseil de I'UE ratifient ce reglement, dont
résulte la constitution, pour la période 2014-2020, du Fonds pour la sécurité intérieure
dans le domaine des frontiéres extérieures et des visas (FSI Frontiéres). Succédant au
Fonds pour les frontieres extérieures, le FSI Frontiéres contribue au soutien financier
des Etats qui, en raison de leur position géographique, endossent des co(ts élevés pour
la protection des frontiéres extérieures de |'espace Schengen. Considéré par I'UE
comme un développement de I'acquis de Schengen, le nouveau reglement est notifié a
la Suisse en mai 2014.

La Suisse se prononce en faveur de la reprise de |'acte juridique et dispose pour ce
faire d'un délai fixé au 3 juillet 2017. A I'échelon helvétique, la reprise du reglement (UE)
n°® 515/2014 ne nécessite aucune modification législative. En revanche, afin de pouvoir
pleinement prendre part au Fonds pour la sécurité intérieure, les Etats associés a
Schengen - soit la Norvege, I'lslande, le Liechtenstein et la Suisse - sont tenus de
conclure un accord supplémentaire avec I'UE. En ce qui concerne la Suisse, |'accord
additionnel en question est joint au message du Conseil fédéral du 3 juin 2016 a titre
informatif et sera présenté ultérieurement au Parlement pour approbation.

Pour la période 2014-2020, le montant de la participation de la Suisse au FSI Frontieres
est estimé, sur la base de la clé de répartition prévue par les accords d'association de la
Suisse a Schengen, & 18.43 millions de francs par année. En échange, la Suisse devrait
bénéficier d'un budget annuel d'environ 20 millions de francs a allouer a la protection
des frontieres extérieures de |I'espace Schengen sur le territoire national -
matérialisées exclusivement par les frontiéres internationales des aéroports.

En septembre 2016, le Conseil des Etats se prononce en faveur du projet du Conseil
fédéral (39 voix pour, 2 contre, 0 abstention). Au mois de décembre de la méme année,
le Conseil national accepte a son tour le projet d'arrété fédéral (110 voix pour, 70 contre
et 5 abstentions lors du vote sur I'ensemble), faisant fi de la proposition de non entrée
en matiére portée par la minorité Amstutz (udc, BE).

L'arrété est finalement adopté par les deux chambres fédérales lors du vote du 16
décembre 2016. 3

En mai 2012 et en juillet 2016, le Conseil fédéral publiait deux messages concernant la
reprise du réglement (UE) n°1077/2011 portant création de I'agence européenne «eu-
LISA», pour une gestion opérationnelle des systémes d’information a grande échelle au
sein de I'espace de liberté, de sécurité et de justice (développement de I'acquis de
Schengen et de I'acquis «Dublin/Eurodac»). Dans un tel contexte, la Suisse et les Etats
associés a Schengen et Dublin - soit la Norvege, I'lslande et le Liechtenstein - ont
conclu, avec I'Union européenne, un arrangement réglant les modalités de leur
participation a I'eu-LISA. Soumis a I'approbation du Parlement fédéral, I'arrangement
en question a été approuvé a 'unanimité (33 voix lors du vote sur I'ensemble) par le
Conseil des Etats au mois de juin 2019.

In der Herbstsession 2019 gelangte das Geschaft zur Genehmigung der Beteiligung an
der Europadischen Agentur fiir das Betriebsmanagement von IT-Grosssystemen in den
Nationalrat. Die EU-Lisa ist fur den Betrieb und die Weiterentwicklung zahlreicher
zentraler Systeme des Schengenraums verantwortlich. Dazu gehéren unter anderem das
SIS, das Visa-Informationssysstem, die Fingerabdruck-Datenbank Eurodac und das Ein-
und Ausreisesystem (EES). Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), der Sprecher der APK-NR,
wies darauf hin, dass die Schweiz seit 2012 als Beobachterin der Agentur an sémtlichen
Projekten der EU-Lisa beteiligt sei und das Parlament der EU-Verordnung zur
Errichtung der Agentur bereits zugestimmt habe. Gemass der vorliegenden
Vereinbarung solle die Schweiz sich zuklnftig vollstandig daran beteiligen und sich mit
begrenztem Stimmrecht gleichberechtigt mit den EU-Mitgliedsstaaten engagieren
kénnen. Die Beteiligungskosten wirden flr die Schweiz wie bis anhin CHF 7-8 Mio.
betragen, so Portmann weiter. Eine Kommissionsminderheit Estermann (svp, LU) hatte
einen Nichteintretensantrag gestellt, obwohl man sich, so Estermann, der Vorteile des
Abkommens bewusst sei. Jedoch sei die SVP-Delegation der Meinung, dass man keine
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weiteren Zahlungen an die EU leisten solle, solange man von dieser in verschiedener
Hinsicht diskriminiert werde. Dieses Verhalten wurde von den anderen Ratsmitgliedern
nicht goutiert. Walter Muller (fdp, SG) etwa befand das Ablehnen eines nach langer
Verhandlung erarbeiteten Resultats fir nicht konstruktiv. Der Rat beschloss mit 132 zu
51 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), auf das Geschéft einzutreten, wobei nur Mitglieder der
SVP-Fraktion dagegen stimmten, und nahm es kurz darauf mit 133 zu 49 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) an. Auch in der Schlussabstimmung drei Tage spater fiel das Ergebnis im
Nationalrat mit 138 zu 52 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) eindeutig und im Stédnderat gar
einstimmig aus. ®

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Suite au retrait officiel, au mois de décembre, de I'Autriche, de la Finlande et de la
Suéde pour cause d'adhésion a I'Union européenne, I'AELE est entrée dans une phase
de grande incertitude quant a son avenir. Réunis a Genéve en fin d'année, les ministres
du commerce extérieur des sept pays membres de I'AELE ont adopté un budget de
transition de CHF 28.7 millions jusqu'a fin juin 1995, date a laquelle I'Association se
retrouvera avec quatre membres: la Suisse, la Norvege, I'lslande et le Liechtenstein.
Selon toute vraisemblance, les activités liees a I'AELE redimensionnée devraient
demeurer a Genéve avec un secrétariat réduit dont I'évaluation des besoins futurs a été
confiée a un groupe de travail. En revanche, les activités concernant I'EEE devraient
étre concentrées a Bruxelles. Une commission fera rapport a fin 1995 sur la future
organisation de I'Association. D'ici 1a, la structure juridique de I'AELE ne variera pas.
Avec la demande d'adhésion de la Slovénie, I'avenir de l'institution parait de plus en
plus étre lié & son élargissement vers les pays d'Europe Centrale et Orientale qui
pourraient I'utiliser comme lieu de transition vers I'Union européenne. ¢

La Délégation suisse aupres de I'’AELE et du Parlement européen a présenté son rapport
a I’Assemblée fédérale. Les deux Chambres réunies en ont pris acte et 'ont approuvé.
De plus, le Conseil fédéral a présenté un message relatif & |'actualisation de la
Convention de 1960 instituant I'AELE. Cet amendement constitue une révision et une
modernisation du texte fondateur de I’Association, en fonction des changements des
relations entre la Suisse et ses partenaires (Islande, Liechtenstein, Norvége) survenus
suite aux accords bilatéraux entre la Confédération et I'UE. Les droits garantis par ces
accords ont ainsi été élargis aux pays membres de I'AELE. Les deux Chambres ont
unanimement avalisé le texte du Conseil fédéral.’

Les chambres ont ratifié, durant I'année sous revue, I'Accord de libre-échange entre
les Etats de I’AELE et la République de Corée, I'’Accord sur l'investissement entre
I'lslande, le Liechtenstein, la Suisse et la Corée, ainsi que I’Accord agricole entre la
Suisse et la Corée. Au Conseil national, une minorité de commission emmenée par
Remo Gysin (ps, BS) voulait reporter I'examen de I'accord de libre-échange jusqu'a ce
que la révision de la loi sur les brevets soit sous toit. Sans pour autant remettre en
cause la conclusion d’un accord avec la Corée, la minorité de la commission a fait état
de recoupements avec la législation sur les brevets, notamment dans les domaines de
|"agriculture, de |'élevage et des médicaments. La majorité de la commission a toutefois
considéré que la signature de cet accord ne devait pas étre reportée. Par 109 contre
55, les députés ont finalement rejeté la motion d’ordre, avant d’entrer en matiere sur le
projet, sans opposition. Au cours de I'examen par article, la minorité Gysin a proposé
de renvoyer au Conseil fédéral la partie du projet qui concernait I'accés aux
médicaments, chargeant le gouvernement de faciliter l'acces aux médicaments
permettant de lutter contre les épidémies et les pandémies. Selon elle, le projet allait
dans un sens opposé puisqu’il entravait la mise sur le marché des médicaments
génériques. Par 107 voix contre 57, le plénum a toutefois rejeté cette proposition. A
I'instar de la Norvege, la minorité Gysin a en outre proposé de rejeter la disposition
concernant I'accord sur l'investissement, arguant que I'accord introduisait des droits
supplémentaires pour les multinationales, sans pour autant contraindre les
investisseurs multinationaux a respecter des normes strictes en ce qui concerne la
protection du travail, de la santé et de I'environnement. Cette derniere proposition a
cependant elle aussi été rejetée, par 111 voix contre 47. Au vote sur I'ensemble, le projet
a été adopté par 135 voix contre 14. Au Conseil des Etats, I'entrée en matiere n’a pas
été contestée. Lors du débat d’entrée en matiere, il a été rappelé, comme au Conseil
national, que I'accord ne devait pas créer de précédent, ni de contrainte particuliere
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pour la révision de la loi sur les brevets. Le plénum a finalement adopté I'accord a
I'unanimité (et 8 abstentions). ®

En juillet, le parlement islandais a décidé de déposer une demande d’adhésion aupres
de I'UE. La Norvege s’est intéressée de prés aux négociations islandaises pour
éventuellement aller dans la méme direction. Si ces deux pays décidaient d'intégrer
I'UE, la Suisse et le Liechtenstein seraient les deux derniers membres de I'AELE. °

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le Tribunal fédéral, dans un arrét rendu dans le cadre de l'affaire des frégates
francaises livrées a Taiwan, a affirmé que Taiwan était «un Etat souverain et
indépendant ». Loin d'étre anodine, cette décision de la haute autorité judiciaire a mis
la Confédération dans I'embarras, puisqu’elle contredit la politique du Conseil fédéral a
|’égard de la Chine. Aux yeux du gouvernement, Taiwan n’est en effet qu’une
«province » de cette derniére. De plus, si la Suisse reconnaissait Taiwan, cela
entrafnerait la rupture des relations diplomatiques avec la Chine. Le DFAE a trés
brievement commenté la situation en déclarant que la décision du Tribunal fédéral
n’avait pas d’influence sur la politique étrangére de la Confédération. ©

Taiwan a demandé a la Suisse, au mois de septembre, la restitution de 520 millions de
dollars bloqués dans les banques suisses dans le cadre de I'affaire des frégates de
Taiwan. "

Durant I'année sous revue, les chambres ont traité deux motions relatives a la position
du gouvernement vis-a-vis de la participation de Taiwan a ’OMS. Une premiére motion
(04.3686), déposée en 2004 par André Reymond (udc, GE), qui demandait au Conseil
fédéral de statuer que la délégation suisse soutiendra la demande d’adhésion de Taiwan
a I’'OMS, ou s'abstient de voter, lorsque la République de Chine déposera sa demande
d’adhésion. Si le Conseil national a adopté cette motion au mois de mars, par 94 voix
contre 62, le Conseil des Etats I'a toutefois rejetée au mois de juin. Il a suivi a ce titre la
majorité de sa commission compétente. Il a toutefois adopté une motion apparentée
de sa commission de politique extérieure, qui demandait, elle, au Conseil fédéral de se
prononcer, au sein des instances de I'OMS, pour que Taiwan, indépendamment de son
statut international, participe a la mise en oeuvre des missions de la politique sanitaire
mondiale, en particulier en matiere de prévention, de surveillance et d'échanges
d'informations concernant les nouvelles maladies infectieuses. Le Conseil national s’est
ensuite prononcé a son tour en faveur de cette seconde motion.

La Confédération a restitué 20 millions de francs détournés par I'ancien président de
Taiwan. ®

En marge du 45e Symposium de Saint-Gall, une conférence annuelle autour du dialogue
interculturel qui a lieu depuis 1970 sur le campus de I'Université de Saint-Gall (HSG),
Johann Schneider-Ammann a mené des entretiens avec le premier ministre islandais,
Sigmundur David Gunnlaugsson, et le vice-premier ministre et ministre des Finances
de Singapour, Tharman Shanmugaratnam.

Avec M. Gunnlaugsson, le chef du DEFR a surtout discuté des relations économiques
bilatérales et des négociations en cours dans le cadre de AELE. Il a aussi été question
des relations qu'ont les deux pays avec I'Union européenne.

Lors de l'autre rencontre, Johann Schneider-Ammann a discuté des relations
économiques et commerciales entre la Suisse et Singapour avec son homologue
singapourien.
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En juin, le Conseil national et le Conseil des Etats ont accepté la conclusion d’une
convention de double imposition avec I'lslande. ®

Le 22 juin, Johann Schneider-Ammann a pris part & la conférence des ministres de
I’AELE a Schaan, au Liechtenstein. Les ministres se sont entretenus sur la politique de
libre-échange et sur la relation entre I'AELE et I'Union européenne. Ils ont également
signé une déclaration de coopération avec I'Equateur ainsi que le protocole d’adhésion
du Guatemala a l'accord de libre-échange entre les pays de I'AELE et les pays
d’Amérique centrale. A cette occasion, des représentants du Guatemala, du Costa Rica
et du Panama s'étaient également déplacés.

Johann Schneider-Ammann a participé a la Conférence ministérielle de I’AELE qui
s'est tenue le 23 novembre a Genéve. Il a été question des négociations en cours
concernant les accords de libre-échange avec la Géorgie, I'Inde, I'Indonésie, la Malaisie,
les Philippines et le Vietnam et des accords en vue avec la Turquie, le Canada et le
Mexique. Par ailleurs, les ministres de I'AELE ont rencontré I'ambassadeur américain
Michael Punke, représentant adjoint au commerce, qui les a informés de I'avancement

des négociations de libre-échange entre les Etats-Unis et I'UE. "

Aussenwirtschaftspolitik

Les exportations d'armements constituerent également la cible de critiques
renouvelées, notamment en ce qui concerne la fourniture au Guatemala d'avions civils
suisses PC-7 susceptibles d'étre aménagés a des fins militaires. Une pétition dotée de
25'000 signatures fut déposée au Palais fédéral en février afin d'exiger la cessation de
ces livraisons. De leur coté, le DMF et le DFAE précisérent a plusieurs reprises que ce
type de matériel ne saurait étre soumis & la législation régissant le commerce de
I'armement.

Par ailleurs, le gouvernement helvétique eut & se prononcer sur une autorisation
d'exportation de matériel militaire vers Taiwan. Ce dossier délicat a mis en évidence
I'imbrication d'éléments politiques, diplomatiques et commerciaux qui ont conduit le
Conseil fédéral a émettre une réponse négative. Dans son argumentation, I'exécutif
fédéral rappela qu'une telle transaction ne pouvait s'effectuer qu'avec les autorités du
pays concerné. Or, malgré |'existence d'échanges commerciaux entre Taiwan et la
Suisse, Berne n'a pas reconnu officiellement le gouvernement de la Chine nationaliste
alors que celui de la Chine populaire a été reconnu dés 1950. En outre, de nombreux
observateurs ont relevé I'intérét économique potentiel incarné par le marché de la
Chine continentale.

Malgré la situation déprimée de I'économie internationale, une concurrence trés dure
et un raffermissement du franc a partir de juin 1992, les secteurs d'exportation sont
parvenus a accroitre leurs livraisons a I'étranger de 4,3% en volume - 5,0% en valeur
nominale -, contrebalancant ainsi la forte chute de l'activité intérieure. Les bons
résultats des exportations sont répartis de maniere inégale entre les principales
branches. Ainsi, des taux de croissance élevés ont été enregistrés dans l'industrie
chimique et plastique, I'alimentation et I'industrie horlogére. Les exportations de
vétements, apres deux années positives, ont reculé, tandis que celles des biens
d'investissement - machines, appareils, instruments - ont pu se maintenir a leur niveau
de l'année précédente en dépit de la faiblesse des investissements sur le plan
international.

L'évolution des exportations par région illustre la meilleure conjoncture économique
qu'ont connu de nombreux pays extérieurs a la zone de I'OCDE, a I'exception de
|'Europe centrale et orientale. Les livraisons vers les pays non-membres de I'OCDE ont
augmenté de 8,5%, alors qu'elles ne progressaient que de 4,2% pour les pays membres.
La proportion des exportations vers la zone de I'OCDE n'a cependant guere diminué
(79.9% contre 80,7% en 1991). En moyenne, les exportations vers la CE (+4,5%) et les
pays de I'OCDE non-européens (+4,0%) - a signaler: +9,3% vers les Etats-Unis et -5,4%
vers le Canada - ont évolué dans des proportions similaires; seules les livraisons vers les
pays de I'AELE (+2,8%) ont connu une progression légérement plus faible.
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En dehors de la zone de I'OCDE, la croissance des exportations en direction de la Chine
(+32,5%) et des pays de I'OPEP (+12,7%) a été particuliérement forte. La méme tendance
a pu étre observée pour les livraisons a différents pays récemment industrialisés du
Sud-Est asiatique et de I'Amérique latine: Taiwan (+37,4%), Hongkong (+14,7%) et
Mexique (+29,9%). Par contre, les exportations vers les pays d'Europe centrale et
orientale ont dans I'ensemble diminué de 3,8%; cette réduction a été particulierement
marquée en ce qui concerne la CEl (-35,3%), alors que les livraisons a la
Tchécoslovaquie progressaient de 34,3%.

Trotz starkem Schweizer Franken und anhaltender wirtschaftlicher Unsicherheiten
nahmen die Exporte im Berichtsjahr um 2.1% zu. Die Dynamik liess im Berichtsjahr aber
merklich nach; im dritten Quartal 2011 nahmen die Exporte gegentiber dem Vorjahr
sogar leicht ab. Die Exportwirtschaft versuchte die Einbussen durch ein
Entgegenkommen bei den Preisen wettzumachen, was sich in einem Ruckgang der
Exportpreise um durchschnittliche 5.5% niederschlug. Insgesamt wurden im Jahr 201
Waren im Wert von CHF 197.6 Mia. ausgefuhrt. Rlcklaufig waren die Ausfuhren vor allem
in der Papier- und der graphischen Industrie sowie der Bekleidungs- und Textilbranche.
Von der Nachfrage in Asien profitierte die Uhrenindustrie, welche ihre Ausfuhren im
Berichtsjahr um 19.3% steigerte. Die Schweizer Exporteure setzten vor allem in
Deutschland, Irland und den Vereinigten Arabischen Emiraten mehr ab. Ebenfalls
wuchsen die Ausfuhren nach Indien, Taiwan und Russland, jeweils zwischen 13% und
15%.

Die Importe betrugen 2011 CHF 173.7 Mia., was nahezu dem Wert des Vorjahres
entsprach. Real wuchsen die Einfuhren um 1.9%. Wahrend die ersten drei Monate 2011
noch ein grosseres Importvolumen aufwiesen, zeigten die anderen drei Quartale
gegenlber der jeweils gleichen Zeitspanne 2010 negative Werte an. Einen Rlickgang an
Einfuhren vermeldeten insbesondere die Investitions- und Konsumguterbranche. Bei
letzterer schlugen die Einbussen bei den Importen der Bijouterie- und Juwelierbranche
sowie der Unterhaltungselektronik zu Buche. Bezogen auf die geographische Herkunft
wuchsen die Einfuhren aus Kasachstan um satte 78% was auf die starke ErdéInachfrage
zuruckzufiuhren ist. Die Importe aus Indien, Polen und Brasilien stiegen ebenfalls stark
an.

Der Saldo der Ein- und Ausfuhren schlug sich in einem neuen Rekordliberschuss von
knapp CHF 24  Mia. nieder. Gegenuber dem Vorjahr wuchs der
Handelsbilanziiberschuss somit um CHF 4 Mia. %

Au mois de février 2017, le Conseil fédéral soumettait au Parlement un projet d'arrété
fédéral relatif a I'approbation de I'accord de libre-échange signé le 27 juin 2016 a
Berne entre les Etats de I'AELE et la Géorgie.

Que ce soit au Conseil des Etats ou au Conseil national, la portée de I'accord dans son
ensemble, qui, selon les termes du Conseil fédéral, "correspond largement aux ALE
conclus recemment par les Etats de I'AELE avec des Etats tiers", n'a pas suscité de
difficulté particuliére .

La controverse a néanmoins été déclenchée autours des dispositions prévues a l'article
2, proposant que les accords de contenu équivalent & celui signé avec la Géorgie ne
soient a l'avenir non plus soumis au référendum facultatif, mais adoptés par le
Parlement en qualité d'arrétés fédéraux simples. S'il est vrai qu'en pratique, le
référendum facultatif n'a dans de tels contextes jamais été demandé, les
parlementaires ont, a I'image du conseiller aux Etats socialiste Christian Levrat (ps, FR),
fustigé "la tentative du Conseil fédéral de régler [...] presque clandestinement” la
question de la base |égale entourant la ratification des accords de libre-échange.

En juin 2017, le Conseil des Etats a donc suivi les propositions de la CPE-CE en se
prononcant en faveur de I'adhésion au projet du Conseil fédéral tout en biffant I'article
2. Lors de la session d'automne 2017, Johann Schneider-Ammann, s'exprimant devant la
chambre du peuple, a finalement concédé le retrait de I'article sujet & polémique, avant
que le Conseil national ne s'exprime en majorité en accord avec la décision du Conseil
des Etats.

L'Assemblée fédérale a en définitive approuvé I'accord de libre-échange conclu entre
les Etats de I'AELE et la Géorgie lors du vote final du 29 septembre 2017 (156 voix pour
et 38 abstentions au Conseil national; 44 voix pour au Conseil des Etats).

Selon les dires du conseiller fédéral en charge du DEFR, I'exécutif suisse soumettra
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ultérieurement au Parlement une proposition de délégation de compétences au
parlement pour I'adoption d'accords dont le contenu ne comporte aucune innovation
fondamentale.

Le 4 mars 2019, le Conseil des Etats s'est prononcé a I'unanimité (40 voix) en faveur du
projet d'arrété fédéral portant approbation de I'accord de libre-échange entre les
Etats de I'AELE et I'Equateur. Le projet passe au Conseil national. #

Le 4 mars 2019, le Conseil des Etats s'est prononcé en faveur du projet d'arrété fédéral
portant approbation de I'accord de libre-échange actualisé entre les Etats de I'AELE et
la Turquie et de I'accord agricole révisé entre la Suisse et la Turquie. Avec un résultat
de 27 voix pour, 1 contre et 13 abstentions, le sénateur genevois Robert Cramer (verts,
GE) est le seul a avoir exprimé son opposition au projet qui, dés lors, passe au Conseil
national. »*

Au mois de juin 2019, le Conseil national s'est a son tour penché sur le projet d'arrété
fédéral portant approbation de I'accord de libre-échange actualisé entre les Etats de
I'AELE et la Turquie et de I'accord agricole révisé entre la Suisse et la Turquie. La
chambre basse s'est dans un premier temps montrée favorable a I'entrée en matiére
(131 voix pour, 55 contre et 1 abstention), et ce aux dépens de la minorité Molina (ps,
ZH), qui proposait aux conseilleres et conseillers nationaux de renvoyer le projet au
Conseil fédéral, afin que I'arrété fédéral en question ne soit soumis une nouvelle fois a
|'Assemblée fédérale uniquement lorsque le constat d'une amélioration de la situation
des droits de I'nomme en Turquie aurait été établi (la minorité s'en réfere alors au
rapport de la Commissaire aux droits de I'homme du Conseil de I'Europe et/ou au
rapport de la Haute-Commissaire des Nations Unies aux Droits de I'homme). Lors du
vote sur l'ensemble, le Conseil national s'est prononcé de maniére analogue a la
majorité du Conseil des Etats et de la CPE-CN, en acceptant le projet d'arrété fédéral
par 129 voix contre 49 et 6 abstentions.

Les deux chambres ont confirmé I'adoption de la version définitive du texte a I'occasion
du vote final du 21juin 2019. #*

Au mois de juin 2019, le Conseil national s'est a son tour prononcé sur le projet d'arrété
fédéral portant approbation de I'accord de libre-échange entre les Etats de I'AELE et
I’Equateur. Tout comme la chambre haute, la chambre basse s'est ralliée a la version du
projet élaboré par le Conseil fédéral (134 voix pour et 43 abstentions lors du vote sur
I'ensemble). La proposition de la minorité Nussbaumer (ps, BL), qui prévoyait
I'introduction d'un mécanisme institutionnel basé sur une collaboration entre
partenaires sociaux et organisations spécialisées de la société civile afin d’observer la
mise en ceuvre des dispositions relatives aux normes de travail, aux droits de I'hnomme
ou a la protection de I'environnement a ainsi été rejetée.

L'arrété fédéral a définitivement été adopté par les chambres fédérales a I'occasion du
vote final du 21juin 2019. %

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
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Konjunkturlage- und politik

In den OECD-Staaten hielt die gute Wirtschaftslage auch 1989 an. Das reale
Bruttosozialprodukt nahm geméss ersten Schatzungen um 3.6 Prozent zu (1988: 4.4%).
Dass die Steigerung des Vorjahres nicht ganz erreicht werden konnte, lag vor allem am
gebremsten Wachstum in den USA und in Grossbritannien. Besonders dynamisch
entwickelten sich die Investitionen; in vielen Landern erreichte die Investitionsquote
das hochste Niveau seit den frihen siebziger Jahren. Die gute Konjunkturlage wirkte
sich positiv auf die Beschaftigung aus und flihrte in fast allen OECD-Landern zu einem
Rickgang der Arbeitslosenquote. Die rege Entwicklung der Nachfrage bei gut
ausgelasteten Kapazitaten hatte allerdings auch eine Beschleunigung der Teuerung zur
Folge. Die Inflationsrate stieg im Durchschnitt der OECD-Lénder auf 6.0 Prozent (1988:
4.8%).

Der radikale politische Umbruch in den meisten osteuropaischen Landern zeigte
wirtschaftlich noch keine grésseren Auswirkungen. Zwar planen verschiedene dieser
Lander den Ubergang zu einer marktwirtschaftlichen Ordnung mit konvertibler
Wahrung, splrbare Impulse auf den Welthandel gingen von dieser Entwicklung aber
noch keine aus. Die Volkswirtschaften der neuen Industriestaaten Sudostasiens
(Hongkong, Singapur, Stdkorea und Taiwan) expandierten zwar weiterhin kréftig, aber
nicht mehr im Ausmass friherer Jahre. In den von grossen Auslandsschulden und
horrenden Inflationsraten belasteten lateinamerikanischen Entwicklungslandern wuchs
die Wirtschaft nur wenig und vermochte mit der Bevolkerungszunahme nicht Schritt zu
halten. In den afrikanischen Entwicklungslandern sldlich der Sahara setzte sich der
wirtschaftliche Niedergang fort. Sinkende Exporterldse, geringes Wachstum und eine
unvermindert starke Bevolkerungszunahme bewirkten, dass das Pro-Kopf-Einkommen
unter den Mitte der sechziger Jahre erreichten Stand zurickfiel.

Die Weltwirtschaft lief auch 2007 auf hohen Touren und erreichte ein Jahreswachstum
von rund 5%. Am dynamischsten waren weiterhin die Schwellenlédnder, vor allem in
Asien (China, Singapur, Stdkorea und Taiwan). Aber auch Europa entwickelte sich mit
einer Wachstumsrate von 2,7% wieder sehr stark, wahrend sich das Wachstum in den
USA nochmals leicht abschwéachte und mit 2,2% deutlich unter dem langjahrigen Mittel
lag. Gepragt war das Wirtschaftsjahr allerdings ebenso wie durch das Wachstum durch
die explodierenden Erddélpreise und die grosse Unsicherheit auf den Finanzmérkten.
Fur die Verteuerung des Erddls wurde vor allem die kraftige Nachfrage aus den
Schwellenléndern verantwortlich gemacht, fir die Volatilitdt der Finanzmarkte und
Aktienbdrsen die Probleme auf dem so genannten Subprime-Hypothekenmarkt der
USA. Die Arbeitslosigkeit entwickelte sich im EU-Raum zurlick und erreichte mit 7,2%
den tiefsten Wert seit dem dem Beginn der Messungen anfangs der 90er Jahre. Der
Inflationsdruck nahm infolge der stark steigenden Erddl- und Nahrungsmittelpreise
heftig zu. Im Dezember betrug der Teuerungsindex der Konumentenpreise in den USA
fast 4% und in der EU knapp 3%. ¥

Geld, Wahrung und Kredit
Nationalbank

Alors que le franc suisse s'est apprécié depuis le début de I'année 2017, plusieurs
analystes économiques ont sous-entendu que I'attitude passive de la Banque nationale
suisse (BNS) pourrait étre dictée par I'ombre de I'administration américaine. En effet,
un rapport, du Trésor américain, sur les politiques de taux de change placerait des pays
comme |'Allemagne, la Chine, la Corée du Sud, Taiwan, le Japon et la Suisse dans le
collimateur de I'administration américaine. Ainsi, la BNS opterait pour une attitude
passive par crainte de se faire accuser de manipulation de sa monnaie. Si les Etats-Unis
devraient calquer prioritairement leur viseur sur la Chine, qui posséde un surplus
commercial de 337 milliards de dollars sur les Etats-Unis, alors que le surplus
commercial de la Suisse n'est que de 11 milliards de dollars, l'instabilité politique
ameéricaine actuelle péserait comme une menace sur la téte de la BNS. A I'opposé,
d'autres experts ont souligné que l'attitude passive de la BNS était tout simplement
prévisible. L'économie suisse s'est accoutumée a un franc plus fort, et I'année 2016 fut
trés active. En effet, la BNS fut tres active sur le marché des devises. Cette situation
s'explique notamment par la situation du franc fort ou encore par rapport a I'impact du
Brexit. Par conséquent, la BNS devrait moins intervenir en 2017. 28
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Banken

En se basant sur l'accord multilatéral entre autorités compétentes concernant
I"échange automatique de renseignements relatifs aux comptes financiers (MCAA), ainsi
que sur la loi fédérale sur I'échange international automatique de renseignements en
matiere fiscale (LEAR), le Conseil fédéral a soumis a I"approbation du parlement, le
message relatif a 'introduction de I’échange automatique de renseignements (EAR)
avec l'lslande, la Norvége, Guernesey, Jersey, I’ile de Man, le Japon, le Canada et la
République de Corée. Le Conseil national a donné son accord par 125 voix contre 43 et
22 abstentions pour I'lslande, par 143 voix contre 17 et 30 abstentions pour la Norvege,
par 122 voix contre 65 et deux abstentions pour Guernesey et Jersey, par 122 voix
contre 64 et trois abstentions pour Ille de Man, par 128 voix contre 24 et 37
abstentions pour le Japon, par 128 voix contre 25 et 36 abstentions pour le Canada et
par 124 voix contre 28 et 37 abstentions pour la République de Corée. Dans la majorité
des cas, les voix opposées aux accords ou qui se sont abstenues venaient de I'UDC.
Pour sa part, le Conseil des Etats a donné son aval pour chaque accord a l'unanimité.
Les premiers échanges automatiques de renseignements fiscaux devraient ainsi
s'effectuer en 2018. %

Landwirtschaft
Internationale Landwirtschaftspolitik

Avant la Conférence ministérielle de 'OMC prévue a Cancun (Mexique), s’inscrivant
dans le cycle de Doha initié en 2001, I'Union suisse des paysans (USP) a réaffirmé ses
exigences des le début de I'année. Elle a jugé inacceptable le premier projet de 'OMC
concernant les négociations agricoles. Cette libéralisation a sens unique ne réserverait
la production agricole qu’aux seuls sites favorisés et la multifonctionnalité ne serait
plus reconnue. C’est lors d’'une séance au mois d'avril que le Conseil fédéral a défini,
entre autres, le mandat agricole pour les négociations de I"automne. Il y mentionnait,
d’une part, son engagement pour |'adoption de regles favorisant la multifonctionnalité,
d’autre part, la nécessité d’adopter des chiffres réalistes de réduction des droits de
douane et des subventions. Une libéralisation par étape lui semblait plus souhaitable
que des changements en bloc. Il a également estimé que les projets présentés par
'OMC ne remplissaient, en I'état, pas les exigences de la délégation suisse et ne
pouvaient pas servir de base de négociation. Une proposition concrete de la Suisse a
I'OMC a été présentée a la presse durant la troisieme semaine d’aolt. L'ambassadeur
Luzius Wasescha, responsable du dossier au Secrétariat d'Etat a I'économie, a annoncé
que la Suisse s’était alliée a un certain nombre de pays (Bulgarie, Taiwan, Islande, Corée
du Sud, Liechtenstein) pour que la vulnérabilité et la petite taille de leurs secteurs
agricoles soient prises en compte avec le maintien d'un niveau d’aide étatique
suffisant. || a également rappelé que la Suisse s’engageait pour les aspects non
commerciaux de "agriculture comme I'information du consommateur, la protection de
I'environnement ou la défense des appellations d’origine. *°

Suite a I’échec de la Conférence de Cancun, la délégation suisse dirigée par
"'ambassadeur Luzius Wasescha a pris part, a la fin du mois de mars a Geneve, a la
reprise des négociations dans le cadre de I'OMC. L'ambassadeur a annoncé que la
Suisse et le G10, groupe des dix pays importateurs nets de produits agricoles (Suisse,
Bulgarie, Taiwan, Islande, Corée du Sud, Japon, Israél, Liechtenstein, lle Maurice,
Norvege) étaient d’accord d’envisager I"élimination de toutes leurs subventions aux
exportations, a condition que leurs positions sur I'acces aux marchés et les aspects non
commerciaux de l‘agriculture soient pris en considération. Ces pays défendent les
subventions agricoles et les droits de douane élevés qui protégent leurs produits «
sensibles » (tel le riz, défendu par des tarifs de 500% au Japon). L'Union suisse des
paysans (USP) s’est encore une fois clairement positionnée contre cet accord agricole
ne convenant, selon elle, qu’a une poignée de pays exportateurs. Elle a mis en garde
que les agriculteurs suisses pourraient perdre plus de 2,5 milliards de francs par année
si les scénarios en discussion a I'OMC aboutissaient. Pour I'USP, la principale menace
pour l'agriculture suisse est la réduction des droits de douane frappant les produits
agricoles étrangers, qui pourrait faire diminuer les recettes de I'agriculture jusqu’a
25%. Elle plaide par conséquent en faveur de droits de douane offrant de la souplesse
dans leur application a I’échelon national, et a déploré finalement que les négociations
n’aient pas pris en compte la multifonctionnalité de I'agriculture suisse. ™
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Luftfahrt

Afin de rechercher une réglementation unifiée de I'espace aérien de I'Europe de
I'Ouest apte & résoudre les problemes d'engorgement et de concurrence, la Suisse,
I'lslande, la Finlande et I'Autriche avaient demandé a la CE un accord multilatéral
étendant a I'AELE I'application de ses directives et reglements adoptés en 1987.

Au printemps, le trafic aérien a été fortement perturbé par un gigantesque nuage de
cendres provenant de I’éruption d’un volcan islandais (Eyjafjallajokull) et nécessitant la
fermeture provisoire de I'espace aérien suisse et européen. *

Umweltschutz
Klimapolitik

Le Conseil fédéral a proposé au parlement de ratifier le Protocole de Kyoto. Dans son
message, il juge que les mesures nationales de protection du climat doivent en premier
lieu viser la réduction des émissions de CO2. Moyennant des efforts, cet objectif peut
étre atteint gréce a la loi sur le CO2 et au programme SuisseEnergie. Les mesures
touchant aux transports - le transfert du trafic de marchandises sur le rail et
I'introduction de carburants désulfurés -, celles concernant Iagriculture et
I'exploitation durable du bois (énergie et puits de carbone) vont aussi dans ce sens. Les
mécanismes de flexibilité- projets a I'étranger réduisant les gaz a effet de serre et
commerce des droits d’émission - sont également une maniére de contribuer a la
protection du climat. Le message présente les conditions d"application de trois d’entre
eux en Suisse: application conjointe (Joint Implementation); mécanisme de
développement propre (Clean Development Mechanism); négoce international de droits
d’émission. Ces instruments permettent de prendre en compte les réductions
d’émissions réalisées a I'étranger et sont accessibles en premier lieu a I"économie
privée (industries, banques, assurances). Un secrétariat instauré & 'OFEFP est chargé
de valider et d’enregistrer ces projets, ainsi que de tenir le registre des droits
d’émission. L'objectif suisse doit cependant étre réalisé prioritairement dans le pays.
Le Conseil fédéral a tenu a souligner que la mise en ceuvre du Protocole de Kyoto
n‘implique aucun effet négatif sur la compétitivité de I"économie suisse. Au niveau
international, il avait déja été ratifié par le Japon, la Tchéquie, la Slovaquie, la
Roumanie, la Norvege, I'lslande, la Lettonie et I'UE. Lors de la Conférence de
Johannesburg, le Canada, la Russie, puis plus tard la Nouvelle Zélande ont annoncé leur
intention de ratifier le Protocole. Additionné avec les émissions européennes et celles
japonaises, le Protocole a de bonnes chances de voir le jour. En effet, les régles de
ratification stipulent que son entrée en vigueur est subordonnée a la ratification par 55
pays représentant au moins 55% des émissions de CO2 de 1990 des pays
industrialisés. *°

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
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MARIANNE BENTELI

MOTION
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MAGDALENA BERNATH

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2019
SOPHIE GUIGNARD

Epidemien

Mit der Ausbreitung der Gefahr von Pandemien (Sars, Ubertragung der Vogelgrippe auf
den Menschen) wird es immer wichtiger, eine lickenlose Einbindung moglichst aller
Staaten in weltgesundheitliche Aufgaben zu erreichen. Die aussenpolitische
Kommission des Standerates forderte den Bundesrat mit einer Motion auf, sich bei der
WHO fiir den Einbezug Taiwans in die Pravention, die Uberwachung sowie in den
Informationsaustausch von neu auftretenden Infektionskrankheiten einzusetzen,
ungeachtet seines internationalen Status. Da das bereits seit Langerem der von den
Schweizer Behorden verfolgten Haltung in den internationalen Gremien entspricht,
beantragte der Bundesrat Annahme der Motion. In beiden Kammern wurde betont, das
bedeute keine Abkehr der Schweiz von der seit 1950 betriebenen ,Ein-China™-Politik;
hier gehe es vielmehr um eine pragmatische Handhabung eines weltweiten
Gesundheitsrisikos. Der Vorstoss wurde von beiden Raten oppositionslos angenommen.
(Fur eine Motion, welche eine Vollmitgliedschaft Taiwans in der WHO verlangte, siehe
hier) *

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Der Nationalrat lehnte eine Motion Freysinger (svp, VS) ab, welche die Abschaffung der
Visumspflicht flr Taiwan-Chinesen verlangt hatte, Uberwies aber gegen den Willen des
Bundesrates eine Motion Darbellay (cvp, VS; Mo. 04.3047) zur erleichterten Einreise flr
chinesische Touristen mit einem Schengen-Visum. Im Stadnderat obsiegten
Sicherheitsiberlegungen gegenlber den Interessen des Tourismusgewerbes:
Schengen-Visa wirden oft gefalscht, ganze Reisegruppen tauchten in der EU unter, die
Schweiz habe mit China keine Rickibernahmeabkommen geschlossen und solange sie
dem Schengen-Raum nicht angehdre, seien EU-Einreisesperren flir die Schweizer
Behorden gar nicht erkennbar. *°

Frauen und Gleichstellungspolitik

En novembre 2018, la députée verte Lea Steinle (BS, pes/gps) s'est retrouvée au centre
d'une polémique, qui a soulevé la question des politiciennes qui ont des enfants. Jeune
maman, elle avait tenu a honorer son mandat politique et avait alors siégé au Grand
Conseil de Bale-Ville avec son bébé, qu'elle portait en écharpe. Pour allaiter le
nourrisson, elle est sortie de la salle. A son retour, alors que le poupon dormait contre
elle, le président du Grand Conseil, Remo Gallachi (BS, pdc) lui a interdit d'entrer a
nouveau. Ce n'est qu'apres de vives protestations des autres député-e-s que la jeune
verte a pu retourner a son siege.

Cette image offre un frappant contraste avec celle du président de I'Assemblée
nationale néo-zélandaise, Trevor Mallard, qui en ao(t 2019 dirigeait les débats de son
Parlement, tout en donnant le biberon au fils d'un député. Une année plus t6t, Larrissa
Waters, une sénatrice australienne allaitait son enfant pendant I'une de ses
interventions. Tout comme Unnur Bra Konr&dsdottir, qui a donné le sein depuis la
tribune du Parlement islandais, la méme année. Signe d'une évolution des mceurs
institutionnelles¢ Le cas de Zuleikhan Hassan, qui a d0 sortir en aolt 2019 de
I'Assemblée nationale kényane avec son bébé semble aller & I'encontre de cette
conclusion. Au sein méme de la Suisse, de pareils décalages se retrouvent. A Bale
méme, de nombreux avis contradictoires se sont faits entendre dans la presse et sur les
réseaux sociaux. La députée Steinle a méme été victime de courriers haineux, comme le
relate la Basler Zeitung. L'affaire a également suscité le débat bien au-dela des
frontieres cantonales. Au Parlement argovien, par exemple, plusieurs bébés ont déja
été présents dans la salle, sans que cela ne pose probléme. Son président, Bernhard
Scholl (AG, plr/fdp) estime que les régles du bon sens doivent primer et que chacun-e
est a méme d'estimer ce qui empéche ou non la bonne marche du Parlement. Du coté
des femmes UDC, les avis sont différents: Martina Bircher et Tanya Primault ne sont pas
venues siéger durant leur congé maternité. Elles estiment, comme la Conseillere
nationale Nicole Muller-Boder (udc, AG) que I'éducation des enfants est une affaire
privée. Dans le canton de Lucerne, la chancellerie a été priée de se prononcer sur la
question: L'entrée dans la salle du Grand Conseil dépend de l'autorisation de son
président ou de sa présidente, mais rien dans le reglement ne précise la situation des
bébés ou jeunes enfants. Une absence de régles précises, c'est ce qui ressort de ce
débat.
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Ce que cette absence révele, en outre, c'est qu'il a été jusqu'ici assez rare que de
jeunes meres se trouvent dans cette situation. Le souhait d'une parité au sein des
organes politiques a été formulé par un groupe de femmes parlementaires en
décembre de la méme année. La question des jeunes meres politiciennes fait partie
des réflexions qui doivent étre menées pour aller dans ce sens. Quelles solutions
peuvent étre trouvées? Dans un article de la NZZ, plusieurs scénarii se dessinent: une
solution de garde d'enfants, qui serait adaptée aux séances courtes et ponctuelles,
comme dans les parlements cantonaux. Ou alors, un systeme de remplacements,
comme il existe déja dans les cantons des Grisons, Genéve, Jura, Neuchatel et le Valais.
C'est la proposition qu'a formulé Iréne Kalin - qui elle-méme a siégé au Conseil national
avec son bébé de trois mois en septembre 2018 - dans un postulat qui a été refusé le 21
juin 2019. Quant au Grand Conseil balois, il est en train de statuer sur la motion
Wanner, qui demande la possibilite d'un systéeme de remplacement ainsi que la
permission pour les nouveau-nés d'étre dans la salle du Parlement avec leur mere,
jusqu'a un certain age. *°
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